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Auf die Beschwerde wird der Beschluss des SG Leipzig vom 04.04.2000 aufgehoben
und der BeschwerdefÃ¼hrerin Prozesskostenhilfe ab Antragstellung unter
Beiordnung von Rechtsanwalt â�¦ bewilligt.

GrÃ¼nde:

I.

Die Beteiligten streiten Ã¼ber die Bewilligung von Prozesskos- tenhilfe (PKH),
insbesondere darÃ¼ber, ob die eingereichte Klage hinreichend Aussicht auf Erfolg
bietet. In dem beim Sozialgericht (SG) Leipzig anhÃ¤ngigen Hauptsacheverfahren
ist streitig, ob der BeschwerdefÃ¼hrerin (Bf.) nach einer TÃ¤tigkeit als
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrerin ab 13.02.1997 Arbeitslosengeld (Alg) zusteht.

Die am 13.03.1944 geborene und im maÃ�geblichen Zeitraum mit dem
Vorsitzenden der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrung der Universalbau G â�¦ GmbH F â�¦ R â�¦ (F.
R.) verheiratete Bf. war von 1964 bis 1974 als KindergÃ¤rtnerin, von 1974 bis 1982
als Mitarbeiterin des Rates des Kreises L â�¦ und in der Zeit von 1982 bis 1990
wiederum als KindergÃ¤rtnerin tÃ¤tig.
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Die Bf. grÃ¼ndete laut notariellem Vertrag vom 24.10.1990 (Urkunde des Notars V
â�¦, H â�¦, UR-Nr. 2559/90) gemeinsam mit dem weiteren Gesellschafter W â�¦ L â�¦
(W. L.) die Universalbau â�¦ GmbH. Das Stammkapital betrug laut Â§ 4 Abs. 1 des
Gesellschaftsvertrages 100.000,00 DM. Davon Ã¼bernahm die Bf. zunÃ¤chst
40.000,00 DM, der weitere Gesellschafter W. L. 60.000,00 DM (Â§ 4 Abs. 4
Gesellschaftsvertrag). Die Bf. wurde zur alleinigen GeschÃ¤ftsfÃ¼hrerin berufen.
Sie war von den BeschrÃ¤nkungen des Â§ 181 BÃ¼rgerliches Gesetzbuch (BGB)
befreit (Â§Â§ 5, 6 Gesellschaftsvertrag). Laut Â§ 6 Abs. 3 des Gesellschaftsvertrages
war zu den darin aufgefÃ¼hrten RechtsgeschÃ¤ften eine vorherige Zustimmung der
Gesellschafterversammlung einzuholen. In diesen FÃ¤llen erfolgte die Entscheidung
der Gesellschafterversammlung mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen.
Die VerÃ¤uÃ�erung von GeschÃ¤ftsanteilen bedurfte der Genehmigung der
Gesellschafterversammlung, die hierÃ¼ber mit einer Mehrheit von drei Vierteln der
vertretenen Stimmen zu beschlieÃ�en hatte (Â§ 7 Gesellschaftsvertrag). Die
Gesellschafter waren am Gewinn der Gesellschaft im VerhÃ¤ltnis der
GeschÃ¤ftsanteile beteiligt (Â§ 11 Gesellschaftsvertrag).

Nach Auskunft der DAK war die Bf. dort vom 01.01.1991 bis 31.12.1992 sowie vom
01.10.1996 bis 31.01.1997 als beitragspflichtiges und vom 01.01.1993 bis
30.09.1996 sowie vom 01.02.1997 bis 15.10.1997 als freiwilliges Mitglied gemeldet.

Den GeschÃ¤ftsanteil des Gesellschafters W. L. Ã¼bernahm der Ehegatte der Bf. F.
R. zum 03.07.1992.

Die Bf. wurde durch Gesellschaftsbeschluss vom 30.09.1992 mit Wirkung ab
01.10.1992 zur GeschÃ¤ftsfÃ¼hrerin und zugleich zur Stellvertreterin des
nunmehrigen Vorsitzenden der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrung F. R. bestellt. Sie war
alleinvertretungs- und geschÃ¤ftsfÃ¼hrungsbefugt fÃ¼r den ihr zugeordneten
GeschÃ¤ftsbereich Betriebs- und Finanzwirtschaft. Im Falle einer lÃ¤ngeren
Abwesenheit des Vorsitzenden der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrung F. R. stand der Bf. die
alleinige Vertretungs- und GeschÃ¤ftsfÃ¼hrungsbefugnis zu (Â§ 1 Abs. 2
Anstellungsvertrag). Die Befugnis zur GeschÃ¤ftsfÃ¼hrung umfasste die Vornahme
von MaÃ�nahmen im Rahmen des gewÃ¶hnlichen GeschÃ¤ftsbetriebs der
Gesellschaft (Â§ 2 Abs. 1 Anstellungsvertrag). Die Vornahme derjenigen
RechtsgeschÃ¤fte, die bereits im Gesellschaftsvertrag vom 24.10.1990 genannt
waren sowie die VerÃ¤uÃ�erung und Stilllegung des Betriebes oder wesentlicher
Betriebsteile und die Errichtung von Zweigniederlassungen bedurfte der vorherigen
Zustimmung der Gesellschafterversammlung (Â§ 2 Abs. 2 Anstellungsvertrag). Die
Bf. war gem. Â§ 3 des Anstellungsvertrages von den BeschrÃ¤nkungen des Â§ 181
BGB befreit. Sie erhielt ein Jahresgehalt von 36.000,00 DM sowie Tantiemen i. H. v.
6 % des Jahresgewinns der Gesellschaft (Â§ 7 Anstellungsvertrag). Im Falle einer
Erkrankung erhielt sie vertragsgemÃ¤Ã�e BezÃ¼ge fÃ¼r die Dauer von sechs
Monaten fortgezahlt. Danach stand ihr im Falle unverschuldeter Dienstverhinderung
fÃ¼r die Dauer weiterer sechs Monate ein Zuschuss in HÃ¶he der Differenz
zwischen dem gewÃ¤hrten Krankengeld und der vereinbarten MonatsvergÃ¼tung
zu (Â§ 8 Abs. 1 Anstellungsvertrag). Die Gesellschaft stellte ihr einen Dienstwagen
zur VerfÃ¼gung (Â§ 9 Abs. 3 Anstellungsvertrag). Ihr stand ein Erholungsurlaub von
30 Arbeitstagen pro Kalenderjahr zu (Â§ 10 Abs. 1 Anstellungsvertrag).
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Mit notariellem Vertrag vom 09.12.1993 (Urkunde des Notars G â�¦, L â�¦, UR-Nr.
1718/1993) Ã¼bertrug die Bf. einen GeschÃ¤ftsanteil von 20.000,00 DM mit
Wirkung zum 01.01.1994 an ihren Ehemann F. R. Mit weiterem notariellen Vertrag
vom selben Tag (Urkunde des Notars Georgi, Leipzig, UR-Nr. 1719/1993) Ã¤nderten
die Gesellschafter den Gesellschaftsvertrag dahingehend ab, dass der
Gesellschafter F. R. am Stammkapital der Gesellschaft 80.000,00 DM und die Bf.
20.000,00 DM hielten.

Laut Ã�nderungsvertrag vom 09.12.1993 zum Anstellungsvertrag war die Bf.
nunmehr lediglich im "kleinen GeschÃ¤ftsverkehr sowie im kleinen Bankverkehr"
unterschriftsbefugt. Die Gesellschaft wurde nunmehr allein durch den
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer F. R. vertreten (Â§ 1 Ã�nderungsvertrag). Die
Alleinvertretungsbefugnis konnte der Bf. lediglich durch schriftliche Vollmacht im
Falle lÃ¤ngerer Abwesenheit des GeschÃ¤ftsfÃ¼hrers F. R. Ã¼bertragen werden (Â§
1 Ã�nderungsvertrag). Auch stand der Bf. ab diesem Zeitpunkt lediglich ein
monatliches Gehalt i. H. v. 3.000,00 DM brutto zu (Â§ 3 Ã�nderungsvertrag). Laut Â§
6 des Ã�nderungsvertrages war sie dem GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer F. R. direkt unterstellt.

Mit einem an die GeschÃ¤ftsleitung der Universalbau GmbH gerichteten Schreiben
vom 12.09.1996 begehrte die Bf. die Entbindung von der TÃ¤tigkeit als
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrerin mit sofortiger Wirkung aufgrund gesundheitlicher Probleme.
Daraufhin schlossen die Bf. und die GmbH, vertreten durch ihren Ehemann F. R., am
14.09.1996 mit Wirkung zum selben Tag einen "Arbeitsvertrag fÃ¼r Angestellte".
Danach war die Bf. fortan als Ã¶konomische Mitarbeiterin tÃ¤tig. Sie war dem
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer unterstellt. Sie erhielt Unterschriftsbefugnis im kleinen
GeschÃ¤fts- und Bankverkehr (Â§ 1 des Arbeitsvertrages). Die regelmÃ¤Ã�ige
Arbeitszeit wurde durch die GeschÃ¤ftsordnung geregelt (Â§ 4 Arbeitsvertrag). Die
Bf. erhielt laut Â§ 5 des Arbeitsvertrages ein Bruttoarbeitsentgelt i. H. v. 3.000,00
DM monatlich. Ihr stand ein Erholungsurlaub von 30 Tagen pro Kalenderjahr zu (Â§
8 Arbeitsvertrag).

Die Gesellschafter der Universalbau G â�¦ GmbH verÃ¤uÃ�erten die Firma am
19.12.1996 an A â�¦ Sch â�¦, der den Betrieb 1997 liquidierte. Mit Schreiben vom
selben Tag kÃ¼ndigte die Universalbau GmbH der Bf. zum nÃ¤chstmÃ¶glichen
Termin das ArbeitsverhÃ¤ltnis wegen vollstÃ¤ndiger Einstellung der gesamten
BetriebstÃ¤tigkeit. Die Beteiligten gingen Ã¼bereinstimmend von der Beendigung
des ArbeitsverhÃ¤ltnisses spÃ¤testens zum 31.01.1997 aus.

Am 13.02.1997 meldete sich die Bf. bei der Bg. arbeitslos und beantragte die
GewÃ¤hrung von Alg. In den Monaten Februar und MÃ¤rz 1997 sowie September
1997 war die Bf. wegen der Diagnose "AngststÃ¶rung" in Ã¤rztlicher Behandlung.

Trotz Aufforderung durch die Bg. reichte die Bf. den Feststellungsbogen zur
TÃ¤tigkeit als GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer-Gesellschafterin zunÃ¤chst nicht ein. Aus diesem
Grund versagte die Bg. wegen Verletzung der Mitwirkungspflicht die GewÃ¤hrung
von Alg ab 13.02.1997 (Bescheid vom 13.08.1997).

Den Antrag des Ehemanns der Bf. vom 12.02.1997 auf GewÃ¤hrung von Alg lehnte
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die Bg. mit Bescheid vom 27.02.1997 wegen NichterfÃ¼llung der Anwartschaftszeit
ebenfalls ab.

Am 24.03.1998 meldete sich die Bf. erneut bei der Bg. arbeitslos und beantragte
Alg. Diesen Antrag beschied die Bg. wegen NichterfÃ¼llung der Anwartschaftszeit
ablehnend (Bescheid vom 03.04.1998).

Gegen diesen Bescheid richtete sich der Widerspruch der Bf. vom 11.04.1998, den
die Bg. als Ã�berprÃ¼fungsantrag gem. Â§ 44 SGB X auslegte.

Mit Bescheid vom 21.04.1998 lehnte die Bg. eine LeistungsgewÃ¤hrung im Wege
der Ã�berprÃ¼fung erneut ab. Der Feststellungsbogen zur Beurteilung von
Gesellschafter-GeschÃ¤ftsfÃ¼hrern sei noch immer nicht bei der Bg. eingegangen.

Gegen diesen Bescheid richtete sich der Widerspruch der Bf. vom 23.04.1998. Der
Bescheid vom 13.08.1997 sei ihr nicht zugegangen. Laut Bescheinigung von Dr. S
â�¦, FachÃ¤rztin fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie, vom 02.04.1998 sei die Bf. nach
stationÃ¤rer psychotherapeutischer Behandlung wegen einer depressiven StÃ¶rung
bis auf weiteres weder vernehmungs- noch verhandlungsfÃ¤hig.

Nach den Angaben in dem nunmehr eingereichten Feststellungsbogen vom
23.04.1998 ist die Universalbau GmbH durch notarielle Urkunde vom 01.11.1990
gegrÃ¼ndet worden. Am Stammkapital der Gesellschaft waren F. R. â�� ab
03.07.1992 â�� mit 80.000,00 DM und die Bf. mit 20.000,00 DM beteiligt gewesen.
Der Ehemann der Bf. sei fÃ¼r die gesamte GmbH alleinvertretungsberechtigt
gewesen; die Vertretungsbefugnis der Bf. habe sich nur auf den Ã¶konomischen
Bereich bezogen. BeschlÃ¼sse der Gesellschaft seien mit einfacher Mehrheit zu
treffen gewesen. Die durchschnittliche Arbeitszeit der Bf. habe 40 Stunden pro
Woche betragen und damit der regelmÃ¤Ã�igen tariflichen wÃ¶chentlichen
Arbeitszeit entsprochen. Die Bf. sei dem Direktionsrecht der Gesellschaft nach Zeit,
Ort und Art der BeschÃ¤ftigung unterworfen gewesen. Die Bf. habe nicht als einzige
Gesellschafterin Ã¼ber die fÃ¼r die FÃ¼hrung des Unternehmens notwendigen
Branchenkenntnisse verfÃ¼gt. Die Befugnis zur selbststÃ¤ndigen Einstellung und
Entlassung von Personal habe lediglich dem GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer F. R. zugestanden.

Mit Bescheid vom 23.07.1998 lehnte die Bg. den Antrag der Bf. vom 13.02.1997
wegen NichterfÃ¼llung der Anwartschaftszeit ab.

Am 19.10.1998 erlieÃ� die Bg. einen ablehnendenden Widerspruchsbescheid. Bei
Gesamtbetrachtung der UmstÃ¤nde sei die Bf. nicht als abhÃ¤ngige Arbeitnehmerin
fÃ¼r die Universalbau GmbH tÃ¤tig gewesen. Zwar habe die Bf. nicht Ã¼ber die
HÃ¤lfte des Stammkapitals verfÃ¼gt. Sie habe auch keine SperrminoritÃ¤t gehabt,
weil die BeschlÃ¼sse der Gesellschaft mit einfacher Mehrheit zu fassen gewesen
seien. Folgende Merkmale sprÃ¤chen jedoch gegen die Annahme einer
abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigung: Die Bf. sei fÃ¼r den GeschÃ¤ftsbereich Betriebs- und
Finanzwirtschaft alleinvertretungs- und geschÃ¤ftsfÃ¼hrungsberechtigt gewesen. In
diesem Bereich habe ihr niemand Weisungen erteilen kÃ¶nnen. Die
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrertÃ¤tigkeit der beiden Ehegatten sei mehr durch familienhafte
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RÃ¼cksichtnahme und ein gleichberechtigtes Nebeneinander als durch einen fÃ¼r
ein Arbeitnehmer-Arbeitgeber-VerhÃ¤ltnis typischen Interessengegensatz
gekennzeichnet gewesen. In der Art der Aufgabenerledigung sei die Bf. frei
gewesen. Die Bf. habe neben einem Festgehalt eine Tantieme von 6 % des
Jahresgewinns der Gesellschaft erhalten. Im Falle einer Erkrankung sei ihr das
Gehalt fÃ¼r die Dauer von sechs Monaten fortzuzahlen gewesen. Ã�berdies sei sie
von den BeschrÃ¤nkungen des Â§ 181 BGB befreit gewesen. Zudem seien fÃ¼r die
Bf. innerhalb der Rahmenfrist keine BeitrÃ¤ge zur Arbeitslosenversicherung
abgefÃ¼hrt worden. Eine versicherungspflichtige BeschÃ¤ftigung habe allenfalls
wÃ¤hrend der TÃ¤tigkeit als Ã¶konomische Mitarbeiterin bestanden.

Am 19.11.1998 hat die Bf. Klage zum SG Leipzig erhoben und am 11.01.1999 PKH
beantragt. Lediglich der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer F. R. sei alleinvertretungsberechtigt
gewesen. Der Bf. habe nur Unterschriftsbefugnis fÃ¼r den kleinen Bank- und
GeschÃ¤ftsverkehr zugestanden. Ferner sei sie dem GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer F. R.
unterstellt gewesen. Dies habe auch fÃ¼r den GeschÃ¤ftsbereich Betriebs- und
Finanzwirtschaft gegolten. Eine Tantieme von 6 % habe ihr laut dem
Ã�nderungsvertrag vom 09.12.1993 ab diesem Zeitpunkt nicht mehr zugestanden.

Die Bg. ist der Auffassung, Ã¼ber den Leistungsantrag der Bf. vom 13.02.1997 sei
durch Bescheid vom 23.07.1998 bindend entschieden worden. Ein Rechtsmittel sei
hiergegen nicht eingelegt worden. Der Bescheid sei auch nicht gem. Â§ 86
Sozialgerichtsgesetz â�� SGG â�� Gegenstand des Widerspruchsverfahrens
geworden.

Mit Beschluss vom 04.04.2000 hat das SG die Bewilligung von PKH wegen fehlender
Erfolgsaussichten abgelehnt. Die Bg. habe im Widerspruchsbescheid vom
19.10.1998 eine umfangreiche rechtliche WÃ¼rdigung anhand der vorliegenden
Unterlagen vorgenommen und daraus den Schluss gezogen, eine
Arbeitnehmereigenschaft der Bf. liege nicht vor. Dem schlieÃ�e sich das SG an.

Gegen den dem ProzessbevollmÃ¤chtigten der Bf. ausweislich
Empfangsbekenntnisses am 19.04.2000 zugestellten Beschluss hat dieser am
18.05.2000 Beschwerde beim SG Leipzig eingereicht. Der PKH-Beschluss sei nicht
nachvollziehbar. Das SG hat der Beschwerde nicht abgeholfen und den Rechtsstreit
dem SÃ¤chsischen LSG zur Entscheidung vorgelegt.

BezÃ¼glich der weiteren Einzelheiten des Sachverhaltes wird auf den Inhalt der
Verfahrensakten beider Instanzen und der Leis- tungsakte der Beklagten Bezug
genommen.

II.

Die form- und fristgerecht eingelegte Beschwerde (Â§ 73a SGG i. V. m. Â§ 127 Abs.
2 Satz 2 Zivilprozessordnung â�� ZPO -) ist zulÃ¤ssig und in der Sache begrÃ¼ndet.
Der Bf. steht ab Antragstellung PKH zu, weil ihre Rechtsverfolgung nach dem sich
aus den Verfahrensunterlagen ergebenden Sachverhalt hinreichende Aussicht auf
Erfolg bietet (Â§ 73a SGG i. V. m. Â§ 114 ZPO).
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GemÃ¤Ã� Â§ 73a Abs. 1 SGG i. V. m. Â§ 114 ZPO ist auf Antrag PKH zu gewÃ¤hren,
soweit der Antragsteller nach seinen persÃ¶nlichen und wirtschaftlichen
VerhÃ¤ltnissen die Kosten der ProzessfÃ¼hrung nicht, nur zum Teil oder nur in
Raten aufbringen kann, die beabsichtigte Rechtsverfolgung oder
Rechtsverteidigung hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet und nicht mutwillig ist.

Das Wort hinreichend kennzeichnet, dass sich das Gericht mit einer vorlÃ¤ufigen
PrÃ¼fung der Erfolgsaussicht begnÃ¼gen darf und muss (BVerfG, NJW 1997 S.
2745; Hartmann, in: Baumbach/Lauterbach/Albers/Hartmann, ZPO, 58. Auflage,
Rdnr. 80 zu Â§ 114). Der Erfolg braucht also nicht gewiss zu sein, er muss aber nach
den bisherigen UmstÃ¤nden eine gewisse Wahrscheinlichkeit fÃ¼r sich haben
(Hartmann, a.a.O.). Bei der im PKH-Verfahren durchzufÃ¼hrenden summarischen
PrÃ¼fung ist eine hinreichende Erfolgsaussicht zu verneinen, wenn sich aus den
Verfahrensunterlagen unter BerÃ¼cksichtigung des Vorbringens der Beteiligten
keine konkreten Anhaltspunkte fÃ¼r eine Fehlerhaftigkeit der angegriffenen
Entscheidung ergeben. Wenn das Gericht allerdings weitere Ermittlungen von Amts
wegen fÃ¼r erforderlich erachtet, ist die Erfolgsaussicht regelmÃ¤Ã�ig gegeben.

Hiervon ausgehend war â�� entgegen der vom SG vertretenen Auffassung bei der
gebotenen summarischen Ã�berprÃ¼fung â�� der beabsichtigten Rechtsverfolgung
nach dem bisherigen Sachstand eine hinreichende Erfolgsaussicht nicht
abzusprechen.

Der Bescheid vom 23.07.1998 ist gem. Â§ 86 SGG Gegenstand des zum Zeitpunkt
des Erlasses anhÃ¤ngigen Widerspruchsverfahrens geworden. Zum Zeitpunkt des
Erlasses dieses Bescheides hatte die Bf. Widerspruch gegen die ihren Antrag vom
24.03.1998 ablehnenden Bescheide vom 03.04.1998 und 21.04.1998 eingelegt.
Den Antrag vom 24.03.1998 hatte sie nach ihrem Vorbringen gestellt, weil Ã¼ber
ihren Antrag vom 13.02.1997 bis dato aus ihrer Sicht â�� ihr war der
Ablehnungsbescheid vom 13.08.1997 nicht zugegangen â�� nicht entschieden
worden war. Aus dem Bescheid vom 21.04.1998 ging auch nicht deutlich hervor,
dass damit lediglich Ã¼ber den Antrag auf Alg vom 24.03.1998 entschieden worden
war. In der BegrÃ¼ndung des Bescheides ging die Bg. vielmehr auch auf den
Bescheid vom 13.02.1997 ein. Alle Bescheide der Bg. behandelten die Frage, ob die
Bf. wÃ¤hrend ihrer TÃ¤tigkeit als GeschÃ¤ftsfÃ¼hrerin der Universalbau GmbH
Arbeitnehmereigenschaft hatte. Folglich lagen ihren AntrÃ¤gen vom 13.02.1997
und 24.03.1998 dieselben TatbestÃ¤nde zugrunde. Weil in den Bescheiden vom
03.04.1998, 21.04.1998 und 23.07.1998 letztlich Ã¼ber dieselbe Frage entschieden
wurde, ist der Bescheid vom 23.07.1998 gem. Â§ 86 SGG Gegenstand des
Verfahrens geworden.

GemÃ¤Ã� Â§ 100 ArbeitsfÃ¶rderungsgesetz â�� AFG â�� i. d. F. des Artikels 11 des
ArbeitsfÃ¶rderungs-Reformgesetzes vom 24.03.1997, BGBl. I S. 594, hat Anspruch
auf Alg, wer arbeitslos ist, der Arbeitsverwaltung zur VerfÃ¼gung steht, die
Anwartschaftszeit erfÃ¼llt, sich beim Arbeitsamt arbeitslos gemeldet und Alg
beantragt hat. Die Bf. meldete sich am 13.02.1997 bei der Bg. arbeitslos und
beantragte Alg. Abgesehen von Zeiten der ArbeitsunfÃ¤higkeit stand die Bf. ab
13.02.1997 der Arbeitsverwaltung zur VerfÃ¼gung.
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GemÃ¤Ã� Â§ 104 Abs. 1 AFG hat die Anwartschaftszeit erfÃ¼llt, wer in der
Rahmenfrist von drei Jahren 360 Kalendertage in einer die Beitragspflicht
begrÃ¼ndenden BeschÃ¤ftigung gestanden hat. Nach Â§ 104 AFG geht die
Rahmenfrist dem ersten Tag der Arbeitslosigkeit voraus, an dem die sonstigen
Voraussetzungen fÃ¼r den Anspruch auf Alg erfÃ¼llt sind.

GemÃ¤Ã� Â§Â§ 168 Abs. 1 Satz 1, 173a AFG i. V. m. Â§ 7 Viertes Buch
Sozialgesetzbuch (SGB IV) ist Arbeitnehmer, wer als Arbeiter oder Angestellter
gegen Entgelt eine nichtselbststÃ¤ndige Arbeit verrichtet, insbesondere also in
einem ArbeitsverhÃ¤ltnis beschÃ¤ftigt ist (vgl. BSG SozR 3 4100 Â§ 168 Nr. 18 m. w.
N.).

Hiervon ausgehend ist nach den von Rechtsprechung und Verwaltungspraxis
entwickelten GrundsÃ¤tzen Arbeitnehmer, wer von einem Arbeitgeber persÃ¶nlich
abhÃ¤ngig ist, was insbesondere dadurch gekennzeichnet ist, dass er in den Betrieb
des Unternehmers eingegliedert und dessen Weisungsrecht in Bezug auf Zeit,
Dauer, Ort und Art der ArbeitstÃ¤tigkeit unterworfen ist (vgl. dazu BSG SozR 3-2400
Â§ 7 Nr. 4). Die selbststÃ¤ndige, nicht der Beitragspflicht zu der gesetzlichen
Sozialversicherung sowie zur Arbeitslosenversicherung unterliegende TÃ¤tigkeit ist
demgegenÃ¼ber durch das Recht und die MÃ¶glichkeit bestimmt, Ã¼ber die
eigene Arbeitskraft, den Arbeitsort und die -zeit frei zu verfÃ¼gen, andererseits
aber auch grundsÃ¤tzlich einem unternehmerischen Risiko ausgesetzt zu sein.

MaÃ�geblicher Ausgangspunkt fÃ¼r die PrÃ¼fung und Bewertung der VerhÃ¤ltnisse
ist die fÃ¼r die TÃ¤tigkeit zwischen den Beteiligten getroffene (arbeits-)vertragliche
Regelung, welche allerdings zurÃ¼cktritt, wenn die tatsÃ¤chliche Gestaltung der
VerhÃ¤ltnisse in der TÃ¤tigkeitspraxis entscheidend davon abweicht. Im Zweifel ist
darauf abzustellen, welche Merkmale der TÃ¤tigkeit Ã¼berwiegen.

Die Rahmenfrist dauerte im vorliegenden Fall vom 13.02.1994 bis 12.02.1997. In
der Zeit vom 13.02.1994 bis 13.09.1996 war die Bf. als GeschÃ¤ftsfÃ¼hrerin fÃ¼r
den Bereich Betriebs- und Finanzwirtschaft der Universalbau G â�¦ GmbH tÃ¤tig. Sie
war dem Vorsitzenden der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrung, ihrem Ehemann F. R., gem. Â§ 6
des Ã�nderungsvertrages zum Arbeitsvertrag vom 09.12.1993 unterstellt. Dieser
vertrat die Gesellschaft gem. Â§ 1 des genannten Vertrages allein. Vom 14.09.1996
bis zur Beendigung des ArbeitsverhÃ¤ltnisses war die Bf. als Ã¶konomische
Mitarbeiterin bei der Universalbau GroÃ�deuben GmbH tÃ¤tig. Mit Wirkung ab dem
01.10.1996 ist fÃ¼r sie von der GmbH auch wieder bei der DAK ein
beitragspflichtiges BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis angemeldet worden.

Die Zeit der TÃ¤tigkeit als Ã¶konomische Mitarbeiterin reicht zur ErfÃ¼llung der
Anwartschaftszeit nicht aus. MaÃ�geblich fÃ¼r den Ausgang des Rechtsstreits in
der Hauptsache ist daher, ob die Bf. in der Zeit vom 13.02.1994 bis 13.09.1996
Arbeitnehmereigenschaft hatte.

Die Arbeitnehmereigenschaft der Bf. scheidet nicht bereits deswegen aus, weil sie
gleichzeitig Gesellschafterin der Universalbau G â�¦ GmbH war. Zwar ist
grundsÃ¤tzlich eine Weisungsgebundenheit und somit AbhÃ¤ngigkeit gegenÃ¼ber
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der Gesellschaft dann zu verneinen, wenn der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer aufgrund einer
Mehrheitsbeteiligung am Stammkapital oder wenigstens aufgrund des Besitzes
einer so genannten SperrminoritÃ¤t maÃ�geblichen Einfluss auf die Gesellschaft
ausÃ¼ben und somit ihm nicht genehme Weisungen vermeiden kann. Wer â��
allein schon â�� kraft seiner Gesellschafterrechte die fÃ¼r den Arbeitnehmerstatus
typische WeisungsabhÃ¤ngigkeit von einem Arbeitgeber vermeiden kann, kann
grundsÃ¤tzlich nicht Arbeitnehmer der Gesellschaft sein. Ein derartiger Fall liegt
jedoch bei der Bf., welche am Stammkapital der GmbH nur mit einem Anteil von 20
% beteiligt war, unter BerÃ¼cksichtigung der Stimmrechtsregelung â��
BeschlÃ¼sse bedurften der einfachen Mehrheit â�� nicht vor.

Auch durch ihre Stellung als GeschÃ¤ftsfÃ¼hrerin des GeschÃ¤ftsbereiches
Betriebs- und Finanzwirtschaft war eine AbhÃ¤ngigkeit der Bf. gegenÃ¼ber der
Gesellschaft nicht bereits zu verneinen. Beachtlich ist, dass bezÃ¼glich der
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrung ein abgestuftes System vorhanden war. Vorsitzender der
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrung war der Ehemann der Bf. F. R. Die Bf. war nach bisherigem
Sachstand lediglich GeschÃ¤ftsfÃ¼hrerin eines GeschÃ¤ftsbereiches. Lediglich in
diesem Rahmen war sie unterschriftsbefugt (Â§ 1 Ã�nderungsvertrag zum
Arbeitsvertrag vom 09.12.1993), wÃ¤hrend F. R. unbeschrÃ¤nkt alleinvertretungs-
und geschÃ¤ftsfÃ¼hrungsbefugt war. Die Bf. unterstand gem. Â§ 6
Ã�nderungsvertrag zum Arbeitsvertrag vom 09.12.1993 dem GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer F.
R. Er war ihr gegenÃ¼ber weisungsbefugt. Die genannten vertraglichen Regelungen
sprachen folglich gegen eine im Wesentlichen freie und nicht durch Weisungen
beschrÃ¤nkte GeschÃ¤ftsfÃ¼hrertÃ¤tigkeit der Bf.

Zudem verfÃ¼gte die Bf. nach dem bisherigen Sachstand auch nicht als einzige
Gesellschafterin Ã¼ber die fÃ¼r die FÃ¼hrung des Unternehmens erforderlichen
Branchenkenntnisse. Die Bf. war von 1964 bis 1974 als KindergÃ¤rtnerin, von 1974
bis 1982 als Mitarbeiterin des Rates des Kreises L â�¦ und von 1982 bis 1990
wiederum als KindergÃ¤rtnerin tÃ¤tig. Vor der GrÃ¼ndung der GmbH war sie
folglich nicht im Baugewerbe tÃ¤tig. Anderseits verfÃ¼gte der Vorsitzende der
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrung F. R. als ehemaliger Maurer und Handwerksmeister nach
Aktenlage Ã¼ber die notwendigen Branchenkenntnisse.

Laut Feststellungsbogen zur versicherungsrechtlichen Beurteilung von
Gesellschafter-GeschÃ¤ftsfÃ¼hrern vom 23.04.1998 betrug die Arbeitszeit der Bf.
40 Stunden und entsprach damit der regelmÃ¤Ã�igen tariflichen wÃ¶chentlichen
Arbeitszeit. Die Befugnis zur Einstellung und Entlassung von Personal stand lt.
diesem Feststellungsbogen allein dem GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer F. R., nicht jedoch der
Bf., zu. Entgegen der Auffassung der Bg. und des SG stand der Bf. nach Abschluss
des Ã�nderungsvertrages zum Arbeitsvertrag vom 09.12.1993 kein Anspruch auf
Tantiemen mehr zu. Laut Â§ 3 des Vertrages erhielt sie fÃ¼r ihre TÃ¤tigkeit als
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrerin lediglich ein monatliches Bruttogehalt i. H. v. 3.000,00 DM.

Zwar liegen bei der Bf. auch Merkmale vor, die gegen eine Arbeitnehmereigenschaft
sprechen. So war sie lt. Â§ 3 des Anstellungsvertrages von 1992 von den
BeschrÃ¤nkungen des Â§ 181 BGB befreit. Im Falle der Erkrankung wurde ihr Gehalt
fÃ¼r die Dauer von sechs Monaten fortgezahlt (Â§ 8 Anstellungsvertrag von 1992).
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Nach dieser Zeit erhielt sie im Falle unverschuldeter Dienstverhinderung fÃ¼r die
Dauer weiterer sechs Monate einen Zuschuss in HÃ¶he der Differenz zwischen
Krankengeld und der vereinbarten MonatsvergÃ¼tung.

Bei dem somit bisher festgestellten Sachverhalt ist der Ausgang des Rechtsstreits
von der weiteren SachaufklÃ¤rung der tatsÃ¤chlichen VerhÃ¤ltnisse abhÃ¤ngig,
wozu das SG nach seinem Ermessen notwendige Ermittlungen durchzufÃ¼hren
haben wird.

Ein Erfolg in der Hauptsache kann damit vor DurchfÃ¼hrung dieser Ermittlungen
nicht ausgeschlossen werden. Die Klage war nach Sachlage auch nicht mutwillig.

Die Bf. war nach ihren persÃ¶nlichen und wirtschaftlichen VerhÃ¤ltnissen nicht in
der Lage, die Kosten der ProzessfÃ¼hrung zu tragen. MaÃ�geblich ist der Zeitpunkt
des Beschlusses des SG (Thomas-Putzo, ZPO, 9. Auflage, Rdnr. 3 zu Â§ 119). Die
KlÃ¤gerin verfÃ¼gte zu diesem Zeitpunkt Ã¼ber ein Einkommen von 572,69 DM
(Arbeitslosengeld i. H. v. 132,16 DM wÃ¶chentlich x 13: 3). Von diesem Einkommen
waren abzusetzen: 1. nach Â§ 115 Abs. 1 Nr. 1 ZPO i. V. m. Â§ 76 Abs. 2 Nr. 3 BSHG
die VersicherungsprÃ¤mie zur Haftpflichtversicherung i. H. v. 34,13 DM insgesamt,
anteilig unter BerÃ¼cksichtigung des Familieneinkommens zu einem Viertel, mithin
i. H. v. 8,50 DM, 2. nach Â§ 115 Abs. 1 Nr. 3 ZPO ein Viertel der Miete einschl.
Nebenkosten i. H. v. 253,87 DM, 3. nach Â§ 115 Abs. 1 Nr. 2 ZPO ein eigener
Lebenshaltungsfreibetrag fÃ¼r die Bf. i. H. v. 672,00 DM, 4. anteiliger
Unterhaltsfreibetrag fÃ¼r das Kind i. H. v. 50,75 DM. Der Bf. verblieb folglich kein
einzusetzendes Einkommen.

Die Bf. verfÃ¼gte auch nicht Ã¼ber ein nach Â§ 115 Abs. 2 ZPO einsetzbares
VermÃ¶gen, weil sie nach Â§ 1360a Abs. 4 BGB keinen Anspruch auf GewÃ¤hrung
von Prozesskostenvorauszahlung gegenÃ¼ber ihrem Ehemann hatte. Nach dieser
Vorschrift ist der Ehegatte verpflichtet, der Bf. die Kosten des Rechtsstreites, der
eine persÃ¶nliche Angelegenheit betrifft, vorzuschieÃ�en, sofern dies der Billigkeit
entspricht. Ein Rechtsstreit Ã¼ber die Bewilligung von Alg betrifft nach
Ã¼berwiegender Auffassung der Sozialgerichte eine "persÃ¶nliche Angelegenheit"
im Sinne dieser Vorschrift.

FÃ¼r die Beurteilung, ob eine solche Prozesskostenvorschusspflicht der Billigkeit
entspricht, ist das Einkommen der Bf. demjenigen ihres Ehegatten
gegenÃ¼berzustellen. Dieser Vergleich ergibt, dass der Ehemann einen
Prozesskostenvorschuss nicht zu leisten hatte, weil er nach seinen persÃ¶nlichen
und wirtschaftlichen VerhÃ¤ltnissen selbst PKH mit Raten erhalten hÃ¤tte (LSG
Baden WÃ¼rttemberg, Beschluss vom 16.05.1990, L 1 PKH 59/90 B; SÃ¤chsisches
LSG, Beschluss vom 20.08.1999, L 5 B 27/99 RJ-PKH; SÃ¤chsisches LSG, Beschluss
vom 13.01.1999, L 3 B 8/98 AL-PKH).

Der Ehemann der Bf. verfÃ¼gte zum Zeitpunkt der Beschlussfassung des SG Ã¼ber
ein Nettoeinkommen von 2.070,00 DM. Von diesem Einkommen waren abzusetzen:
1. nach Â§ 115 Abs. 1 Nr. 1 ZPO i. V. m. Â§ 76 Abs. 2 Nr. 3 BSHG eine angemessene
VersicherungsprÃ¤mie fÃ¼r die Haftpflichtversicherung (anteilmÃ¤Ã�ig) i. H. v.
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25,50 DM, 2. nach Â§ 115 Abs. 1 Nr. 2 ZPO ein eigener Unterhaltsfreibetrag i. H. v.
672,00 DM sowie ein anteiliger Unterhaltsfreibetrag fÃ¼r das Kind i. H. v. 152,25
DM (Unterhaltsfreibetrag des Kindes i. H. v. 473,00 DM â�� Kindergeld i. H. v.
270,00 DM = 203,00 DM zu drei Viertel), 3. nach Â§ 115 Abs. 1 Nr. 3 ZPO Kosten
fÃ¼r Unterkunft und Heizung (anteilig am Familieneinkommen) i. H. v. 761,62 DM.
Der Ehemann verfÃ¼gte folglich zum maÃ�geblichen Zeitpunkt Ã¼ber ein
verbleibendes Einkommen von 458,63 DM (Einkommen i. H. v. 2.070,00 DM minus
AbzÃ¼ge i. H. v. insgesamt 1.611,37 DM). Dies hÃ¤tte nach der Tabelle zu Â§ 115
ZPO eine Monatsrate von 150,00 DM ergeben. Auch Â§ 115 Abs. 3 ZPO wÃ¤re im
Falle des Ehemanns der Bf. nicht zum Tragen gekommen. Danach wird PKH nicht
bewilligt, wenn die Kosten der ProzessfÃ¼hrung der Partei vier Monatsraten
voraussichtlich nicht Ã¼bersteigen.

Die wirtschaftlichen VerhÃ¤ltnisse der Ehegatten haben sich seit der
Beschlussfassung des SG nicht wesentlich geÃ¤ndert. Auch nach den nunmehr
vorliegenden VerhÃ¤ltnissen wÃ¤re der Bf. PKH zu bewilligen.

Nach alledem war der Bf. PKH zu bewilligen.

Dieser Beschluss ist nicht anfechtbar (Â§ 177 SGG). Er ergeht
gerichtsgebÃ¼hrenfrei (Â§ 183 SGG).

Erstellt am: 09.09.2003

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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